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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 18. Dezember 1979 
zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau 
— Drucksache 10/955 — 


A. Problem 

Das am 17. Juli 1980 von der Bundesregierung bei der Welt- 
frauenkonferenz der Vereinten Nationen in Kopenhagen Un- 
terzeichnete Übereinkommen hat die Beseitigung der Diskri- 
minierung der Frau in allen Lebensbereichen in rechtlicher 
und tatsächlicher Hinsicht zum Ziel. Insoweit konkretisiert 
das Übereinkommen das bereits in der Allgemeinen Erklä- 
rung der Menschenrechte der Vereinten Nationen vom 10. De- 
zember 1948, im Internationalen Pakt vom 19. Dezember 1966 
über bürgerliche und politische Rechte, im Internationalen 
Pakt vom 19. Dezember 1966 über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte, in der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention vom 4. November 1950, in der Europäischen Sozial- 
charta vom 28. Oktober 1961, im Grundgesetz für die Bundes- 
republik Deutschland und vielen Staatsverfassungen enthal- 
tene Grundrechte der Gleichberechtigung von Mann und 
Frau. 


B. Lösung 

Das Übereinkommen vom 18. Dezember 1979 zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau enthält das Verbot 
aller Diskriminierungen von Frauen und Männern wegen des 
Geschlechts sowie die Verpflichtung der Vertragsstaaten, ef- 
fektive Maßnahmen zum Abbau rechtlicher und tatsächlicher 
Ungleichheiten zu ergreifen. 
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Das Übereinkommen bedarf der Ratifikation. Mit dem vorlie- 
genden Gesetz soll das Übereinkommen die für die Ratifika- 
tion erforderliche Zustimmung der gesetzgebenden Körper- 
schaften erlangen (Artikel 59 Abs. 2 des Grundgesetzes). 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Durch die Ausführung des Gesetzes werden Bund, Länder 
oder Gemeinden nicht unmittelbar mit Kosten belastet. Derar- 
tige Kosten können nur entstehen aus auf Grund des Überein- 
kommens ggf. eingeleiteten Maßnahmen, über die jeweils zu 
entscheiden ist. 
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Beschiußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/955 — unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 5. Februar 1985 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Dr. Hoffacker Frau Schoppe 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Frau Schoppe 


Der Deutsche Bundestag hat den von der Bundes- 
regierung eingebrachten Gesetzentwurf in seiner 
67, Sitzung am 12. April 1984 in erster Lesung bera- 
ten. Er hat ihn an den Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit federführend und an den Innen- 
ausschuß, den Rechtsausschuß, den Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung und den Ausschuß für 
Bildung und Wissenschaft zur Mitberatung über- 
wiesen. 

Der federführende Ausschuß hat den Gesetzent- 
wurf in eine am 12. Dezember 1984 gemeinsam mit 
dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung durch- 
geführte Anhörung zu Fragen der Gleichbehand- 
lung von Männern und Frauen einbezogen, die auch 
eine Reihe weiterer einschlägiger Vorlagen, insbe- 
sondere zur Gleichbehandlung am Arbeitsplatz, um- 
faßte. Die Beratung dieser Vorlagen, für die zum 
Teil der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
federführend ist, ist noch nicht abgeschlossen. In 
der Anhörung wurden neben Vertretern von Ge- 
werkschaften und Arbeitgebern insbesondere Sach- 
verständige für frauenpolitische Fragen gehört. Auf 
das Stenographische Protokoll Nr. 35 des Ausschus- 
ses für Jugend, Familie und Gesundheit wird Bezug 
genommen. 

Die mitberatenden Ausschüsse haben jeweils ein- 
stimmig die Annahme des Gesetzentwurfs empfoh- 
len, und zwar der Ausschuß für Bildung und Wis- 
senschaft mit Stellungnahme vom 7. November 
1984, der Innenausschuß mit Stellungnahme vom 
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16. Januar 1985 sowie der Rechtsausschuß und der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung mit Stel- 
lungnahmen vom 23. Januar 1985. 

Der Rechtsausschuß hat darüber hinaus in seiner 
Stellungnahme folgendes ausgeführt: 

„Er (der Rechtsausschuß) ist jedoch einhellig der 
Auffassung, daß gegenüber der Formulierung in 
Absatz 9 der Präambel ,Daß die Errichtung der 
neuen Weltwirtschaftsordnung . . . wesentlich zur 
Förderung der Gleichberechtigung . . . beitragen 
wird' der Formulierung ,daß die Errichtung einer 
neuen Weltwirtschaftsordnung . . der Vorzug zu 
geben gewesen wäre. 

Ebenso einmütig bestehen Bedenken, ob auch zu- 
künftig derartigen internationalen Übereinkommen 
beigetreten werden sollte, wenn deren Durchsetz- 
barkeit wie bei dem vorliegenden Übereinkommen 
äußerst begrenzt ist, wegen der erklärten Vorbe- 
halte gegen die Unterwerfung unter das Schiedsge- 
richtsverfahren (Artikel 29). 

Mehrheitlich ist der Ausschuß der Auffassung, daß 
die Forderungen des Artikeln des Übereinkom- 
mens den notwendigen Umfang überschreiten.“ 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat in seiner Sitzung am 16. Januar 1985 einstimmig 
die unveränderte Annahme des Gesetzentwurfs 
empfohlen. Im Hinblick hierauf wird zur Begrün- 
dung auf die Drucksache 10/955 Bezug genommen. 


Schoppe 

Berichterstatterin 
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